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BERLIN  (Eigener Bericht) - Nach dem Verlust seines Rückhaltes in maßgeblichen
Teilen des Berliner Establishments hat Bundespräsident Horst Köhler am gestrigen
Montag seinen Rücktritt erklärt. "Kamerad Köhler: Bitte wegtreten!" hatte eine
der einflussreichsten deutschen Zeitungen bereits vor Tagen im Kommandoton
getitelt. Der Präsident habe bei seinem Afghanistan-Besuch "dies und das" über
den Krieg am Hindukusch "dahergefloskelt", kritisierte das Blatt Köhlers als
mangelhaft empfundene Unterstützung für die Bundeswehr. Während es in Berlin
offiziell heißt, Köhlers entscheidender Fehler sei es gewesen,
Wirtschaftsinteressen als Kriegsgrund zu nennen, findet sich ebendiese Aussage in
zentralen handlungsleitenden Dokumenten der Bundesregierung. Tatsächlich ist
die Berliner Kriegsdebatte schon längst fortgeschritten und nennt geostrategische
Vorteile in der Rivalität gegenüber China ebenso als Motiv für Militäreinsätze wie
die Stärkung staatlicher Kooperation innerhalb der EU. Die Berliner Publizistik
kündigt neuen Imperialismus und eine Wiederkehr des Kolonialismus an, fragt, ob
"gescheiterte, verlorene oder schlichtweg lebensunfähige Staaten nicht mit einem
Dasein als Protektorat besser bedient" seien, und denkt ausdrücklich über künftige
"Energiekriege" nach. Das weltpolitische Ausgreifen Berlins geht in Teilen der
Regierungsapparate mit einer deutlichen Verschiebung nach rechts einher. So hat
sich der ranghöchste Militärberater der Kanzlerin schon vor Jahren als ein
Anhänger Carl Schmitts zu erkennen gegeben. Schmitt wird von Kritikern als
geistiger Wegbereiter des Nationalsozialismus eingestuft.

Vitale Sicherheitsinteressen
Horst Köhler war in den vergangenen Tagen wegen seiner Äußerung heftig
kritisiert worden, gegebenenfalls sei auch ein "militärischer Einsatz notwendig
(...), um unsere Interessen zu wahren, zum Beispiel freie Handelswege".[1] Damit
bewegte Köhler sich explizit im Rahmen der öffentlich formulierten
Handlungsgrundlagen deutscher Militärpolitik, die seit den 1990er Jahren von
allen Bundesregierungen beachtet werden - von der gegenwärtigen Regierung
ebenso wie von der großen Koalition und Rot-Grün. Schon im Jahr 1992 etwa hieß
es in den damals neu verabschiedeten "Verteidigungspolitischen Richtlinien", zu
den "vitalen Sicherheitsinteressen", von denen sich "die deutsche Politik" in ihrer
Gesamtheit leiten lassen müsse, gehöre die "Aufrechterhaltung des freien
Welthandels und des ungehinderten Zugangs zu Märkten und Rohstoffen in aller
Welt".[2] Das aktuell gültige "Weißbuch" des deutschen
Verteidigungsministeriums aus dem Jahr 2006 legt fest, die "Sicherheitspolitik
Deutschlands" werde nicht zuletzt von "dem Ziel geleitet", "den freien und
ungehinderten Welthandel als Grundlage unseres Wohlstands zu fördern".[3]

Fregatten statt Panzer
Bereits kurz vor der Verabschiedung des "Weißbuchs" hatte der damalige
Verteidigungsminister festgestellt: "Vor einem militärischen Einsatz müssen wir
stets die Frage beantworten: Wo liegen unsere sicherheitspolitischen
Interessen?"[4] Der Minister fügte damals hinzu, ohne auf größeren Widerspruch
zu stoßen: "Zu denen gehört auch eine freie und sichere Energieversorgung. Wenn
Terroristen etwa eine Meerenge kontrollieren, dann liegt es natürlich auch im
deutschen Interesse, wieder für einen freien Handel zu sorgen." Seit den
Festlegungen des Jahres 2006, die Köhler jetzt wiederholte, hat sich die
militärpolitische Debatte jedoch weiterentwickelt. Ein Beispiel bot letzten Herbst
der ehemalige Leiter des Planungsstabes im Verteidigungsministerium Ulrich
Weisser. Wie Weisser in einer großen Tageszeitung erklärte, sei der Indische
Ozean, in dem die deutsche Marine gegen Piraten operiert, nicht nur wegen seiner
Bedeutung für den "Welthandel" von Bedeutung. Er sei insbesondere
"entscheidend für das künftige Machtgefüge in Asien" und aus diesem Grund, mit
Blick auf den Rivalen China, eine "Schlüsselregion".[5] Die Überschrift über
Weissers Artikel zog die Konsequenzen: "Fregatten statt Panzer".

Nation in Fesseln
Über ökonomische und geostrategische Motive hinaus schreibt der amtierende
deutsche Außenminister der EU-Militärpolitik eine bündnisstabilisierende Funktion
zu. Die EU solle "ihrer politischen Rolle als globaler Akteur gerecht werden", sagte
Minister Westerwelle im Februar bei der diesjährigen "Münchener
Sicherheitskonferenz"; er erklärte, die dazu benötigte Militarisierung werde die EU
enger als bisher zusammenschweißen: "Das europäische Projekt einer
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gemeinsamen Sicherheits- und Verteidigungspolitik wird ein Motor für das weitere
Zusammenwachsen Europas sein."[6] Außenpolitik-Experten verlangen dabei ein
entschiedenes Vorpreschen Berlins. Kürzlich hieß es in der führenden
außenpolitischen Zeitschrift des Berliner Establishments, Deutschland sei nach wie
vor als "Nation in selbstgelegten Fesseln" einzustufen; die außen- und
militärpolitischen Entscheidungen der Bundesrepublik dürften nicht länger "in das
Prokrustesbett eines moralischen, bündnis- oder innenpolitischen Sachzwangs
gepresst werden".[7] Es genüge nicht, die deutschen Kriege stets "mit dem Ruf
'Nie wieder Auschwitz'" zu begründen. "Staatsraison" müsse stets die Verteidigung
des eigenen Gesellschaftsmodells sein, und "am wirksamsten tun wir das nach wie
vor, indem wir es exportieren".

Neuer Imperialismus, neue Kolonien
Über die weltpolitischen Folgen der deutschen Kriegserwägungen lässt die
Publizistik des Berliner Establishments niemanden im Unklaren. Erst vor kurzem
erklärte der ehemalige Parlamentarische Staatssekretär im
Verteidigungsministerium Friedbert Pflüger (CDU), der "dominierende Konflikt der
Weltpolitik im 21. Jahrhundert" werde "der Kampf um Energie, Rohstoffe und
Wasser" sein. "Energiekrisen und -konflikte" seien "unausweichlich", selbst
"Energiekriege" könnten keinesfalls ausgeschlossen werden. Da genüge es "nicht,
in Lateinamerika oder Afrika Gender-Projekte (...) oder Seminare zur kommunalen
Selbstverwaltung zu finanzieren", warnt Pflüger: "Vielmehr muss die EU lernen,
ihre Interessen auf den Schauplätzen der Welt zu definieren und
durchzusetzen."[8] "Nationalismus, Kolonialismus und Imperialismus des 19.
Jahrhunderts" kehrten zurück. Auf einen neuen Kolonialismus stimmen auch die
Medien ein. So hieß es nach dem Erdbeben in Haiti in einer konservativen
Tageszeitung, es mache das Wort "'Neokolonialismus' die Runde, doch diesmal
mit einem positiven Beiklang" - es stehe "für nachhaltiges Engagement" und sei
"nicht unfreundlich gemeint".[9] Eine linksliberale Wochenzeitung dachte,
ebenfalls nach der Erdbebenkatastrophe, darüber nach, ob "gescheiterte,
verlorene oder schlichtweg lebensunfähige Staaten nicht mit einem Dasein als
Protektorat besser bedient" seien.[10] So sei es "eine offene Frage", "ob der Staat
Haiti überhaupt wiederbelebt werden soll".

Verschiebung nach rechts
In Teilen der Berliner Regierungsapparate führt das weltpolitische Ausgreifen
mittlerweile zu einer erkennbaren Verschiebung nach rechts. In diesem Frühjahr
wurde bekannt, dass der ranghöchste Militärberater im Bundeskanzleramt nicht
nur Beziehungen zu rechtslastigen Kreisen unterhielt, sondern sich darüber hinaus
als Anhänger des berüchtigten Staatsjuristen Carl Schmitt zu erkennen gab.
Kritiker bezeichnen Schmitt als Wegbereiter des Nationalsozialismus. In einem
Text, den der Militärberater vor einigen Jahren in der Rechtsaußen-Zeitschrift
Sezession abdrucken ließ, heißt es unter Bezug auf den Staatsrechtler, "Europa"
müsse, "um auf Dauer zu bestehen, einen adäquaten Machtanspruch erheben und
weltanschaulich begründen". In Deutschland hingegen zeige sich "die
Handlungsunfähigkeit einer nachbürgerlichen politischen Klasse (...), deren
Weltbild sich primär aus reeducation, aus den erstarrten Ritualen der
Vergangenheitsbewältigung und Achtundsechziger-Mythologie speist." "Diese
Verirrungen", schrieb der Militärberater, "bedürfen eines Gegenmittels, und in der
politischen Philosophie Carl Schmitts könnte das zur Verfügung stehen". Dessen
Ansatz allerdings stehe deutlich "im Gegensatz zur idealistischen Utopie einer
weltweiten Entfaltung der Menschenrechte, eines friedlichen Ausgleichs der
Kulturen und Zivilisationen sowie freizügiger, offener und multikultureller
Gesellschaften."[11]

Bitte wegtreten!
Der Militärberater der Kanzlerin ist nicht zurückgetreten - im Gegensatz zu Köhler,
dem die einflussreiche Frankfurter Allgemeine Zeitung den Rücktritt schon vor
einigen Tagen mit dem Titel nahelegte: "Kamerad Köhler: Bitte wegtreten!"
Bundespräsident Köhler war schon oft der Vorwurf gemacht worden, nicht loyal
genug mit der Bundesregierung zusammenzuarbeiten; zuletzt hieß es in der
Frankfurter Allgemeinen nach seinem Afghanistan-Besuch, er habe "dies und das"
über den Krieg am Hindukusch "dahergefloskelt" und es an ernsthaftem
Verständnis für die Truppe fehlen lassen.[12] In Vorwürfen wie diesem liegen die
wirklichen Ursachen für seinen Rücktritt. Nur so lässt sich verstehen, dass das
Berliner Establishment über strategische Kriege und neue Kolonien debattiert und
gleichzeitig, um den Bundespräsidenten aus dem Amt zu drängen, Empörung über
Äußerungen zu einer Kriegspolitik heuchelt, die seit Jahren konsensuale Realität
und von der außenpolischen Debatte schon längst überholt worden ist.
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